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Die Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages unterstützen die Mitglieder des Deutschen Bundestages 
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ner Organe oder der Bundestagsverwaltung wieder. Vielmehr liegen sie in der fachlichen Verantwortung der Verfasse-
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1. Fragestellung 

Der Auftraggeber erkundigt sich nach der Pflicht zur Zahlung von Körperschaftsteuer für Hoch-
schulen in Deutschland. 

2. Körperschaftsteuerpflicht für Hochschulen 

In Deutschland hängt die Steuerpflicht zur Körperschaftsteuer von der Rechtsform der Einrich-
tung ab. Privatrechtlich organisierte Betriebe sind grundsätzlich verpflichtet Körperschaftsteuer 
zu zahlen. Sind die privatrechtlich organisierten Hochschulen gemeinnützig, sind sie jedoch von 
der Körperschaftsteuer gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 9 Körperschaftsteuergesetz (KStG) befreit. 

Hochschulen, die öffentlich-rechtlich organisiert sind, werden grundsätzlich von der Körper-
schaftsteuer befreit. Betätigen sich diese Hochschulen jedoch wie ein privates Unternehmen, in-
dem sie beispielsweise Dienstleistungen oder Güter kommerziell vertreiben, so werden diese Be-
tätigungen als Betriebe gewerblicher Art bezeichnet. Betriebe gewerblicher Art unterliegen auch 
bei öffentlich-rechtlich organisierten Hochschulen gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG der Körper-
schaftsteuer. Hierzu zählt man beispielsweise auch die Universitätskliniken. 

Der Gesetzgeber will mit diesen Regelungen Tätigkeiten, die gewinnorientiert erfolgen und für 
die ein Wettbewerb am Markt stattfindet, besteuern. Tätigkeiten, die dagegen der Allgemeinheit 
dienen und nicht gewinnorientiert erfolgen, sollen von der Steuer befreit sein. 
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